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1. Das CO2-Gesetz ist unsozial. 
Die ärmeren Bevölkerungsschichten wer-
den von den preislichen Aufschlägen auf 
Brenn- und Treibstoffe sowie von den 
Flugticketabgaben proportional viel här-
ter getroffen. Damit zementiert das Ge-
setz eine unsoziale Klimapolitik. Der 
Kampf für eine nachhaltige Gesellschaft 
muss aber zwangsläufig mit der Forde-
rung nach einer solidarischen und sozial 
gerechten Welt einhergehen. 

2. Das Gesetz verschont den Schwei-
zer Finanzplatz als Hauptverursa-
cher der CO2-Emissionen.
Die Finanzindustrie ist mit Abstand der 
grösste CO2-Emittent in der Schweiz. 
Durch die weltweiten Investitionen in kli-
maschädliche Projekte verursacht der Fi-
nanzplatz das 20-fache der Treibhaus- 
gasemissionen der ganzen Schweiz. Weil 
die Banken und Versicherungen aber vom 
Gesetz quasi ausgenommen sind, ver-
schleiert das Gesetz die Verantwortung 
für die Klimakrise und wälzt deren Kosten 
auf die Lohnabhängigen ab. 
 
3. Das CO2-Gesetz legalisiert die Kli-
mazerstörung. 
Das CO2-Gesetz legalisiert das Verfehlen 
der Pariser Klimaziele von 2015, indem es 
die Hauptverursacher*innen der Klimazer-
störung nicht antastet und keinen Schritt 
in Richtung Abkehr der produktivistischen 
Wirtschafts- und Konsumlogik unter-
nimmt. Ohne Bruch mit dem kapitalisti-
schen Wachstumszwang und ohne 
grundlegende Änderung der Art und Wei-
se, wie wir heute Güter herstellen, bleiben 
alle «ökologischen» Massnahmen Makula-
tur. 

4. Das CO2-Gesetz hat mit dem «Ver-
ursacherprinzip» nichts zu tun. 
Wer ist verantwortlich für die CO2-Emis-
sionen eines Benzin-Autos? Die kapitalis-
tischen Unternehmen, die entgegen aller 
ökologischen Vernunft weiterhin Öl för-
dern, Benzin herstellen und jährlich Millio-
nen von Privatautos produzieren; oder die 
Lohnabhängigen, die gezwungen sind mit 
dem Auto zur Arbeit zu fahren, weil der 
öffentliche Nahverkehr zu wenig ausge-

baut ist? Das CO2-Gesetz stellt die Verur-
sacher-Frage um 180 Grad verkehrt. 

5. Die Pandemie hat gezeigt: Schnel-
les Handeln wäre möglich.
Auch wenn die weltweit von den Regierun-
gen getroffen Massnahmen ungenügend 
waren, um die Corona-Pandemie wirksam 
einzudämmen (insbesondere betreffend 
der Einschränkung der wirtschaftlichen 
Produktion), haben die letzten Monate ge-
zeigt: Es ist durchaus möglich politische 
Massnahmen zu ergreifen, die bis vor kur-
zem undenkbar gewesen sind. Zur Be-
kämpfung der Klimakrise sind drastische 
Einschnitte in den kapitalistischen Nor-
malbetrieb umso dringender.
  
6. Die Kosten des CO2-Gesetzes wer-
den ohne Zögern auf die Bevölke-
rung abgewälzt.
Das Gesetz verpflichtet Importeur*innen 
von Diesel- und Benzinfahrzeugen einen 
Teil der verursachten Emissionen zu kom-
pensieren. Als Entschädigung dafür wird 
ihnen erlaubt, die Preise auf Treibstoffe 
anzuheben. Auch die Erhöhung der Len-
kungsabgabe auf Brennstoffe, die zum 
Heizen gebraucht werden, werden von 
den Hausbesitzer*innen mittels Mieterhö-
hungen auf die Mieter*innen abgewälzt. 
Die Verursacher*innen der Emissionen 
werden einmal mehr verschont und die 
Lohnabhängigen und Mieter*innen müs-
sen für die Kosten aufkommen.
 
7. Das CO2-Gesetz trägt der histori-
schen und globalen Verantwortung 
der Schweiz und ihrer Konzerne kei-
ne Rechnung.
Die Schweiz als frühindustrialisiertes Land 
hat kumuliert einen viel grösseren ökolo-
gischen Fussabdruck als andere Länder. 
Die imperialistischen Schweizer Konzerne 
(Nestlé, Glencore, Roche, Novartis, UBS, 
CS u.v.m.) sind zudem bis heute weltweit 
für Umweltzerstörungen verantwortlich. 
Dementsprechend müssen sie zur Kasse 
gezwungen werden und die Schweiz muss 
eine Vorreiterrolle in der Bekämpfung der 
Klimakrise einnehmen. Das CO2-Gesetz 
macht das Gegenteil davon.

8. Das CO2-Gesetz verewigt die un-
tauglichen marktwirtschaftlichen 
Massnahmen zur Bekämpfung der 
Klimakrise.
Marktmechanismen wie der CO2-Emissi-
onshandel, welche durch das Gesetz ge-
fördert werden, sind nicht dafür 
geschaffen, die Umwelt zu retten, sondern 
um Profite zu machen. Diese Mechanis-
men sind keine technischen Instrumente, 
die man für einen beliebigen Zweck ein-
setzen kann. Vielmehr repräsentieren sie 
eine Produktionsweise, die auf Konkur-
renz und der Jagd nach Profit durch die 
Ausbeutung der menschlichen Arbeits-
kraft und der natürlichen Ressourcen be-
ruht.

9. Das CO2-Gesetz ist nicht das «klei-
nere Übel», sondern fördert indirekt 
die globale Verelendung.
Den linken Befürworter*innen des Refe-
rendums wird vorgeworfen, dass die Ab-
lehnung des Gesetzes einem Verelend- 
ungsansatz gleichkomme. Die Klimakrise 
führt aber jetzt schon in vielen Ländern zu 
Verelendung. Deshalb braucht es nicht 
halb-schlechte, sondern sofort wirksame 
Massnahmen gegen die globale Klimakri-
se. Das Argument des kleineren Übels 
funktioniert bei der Klimakrise nicht. Wir 
haben schlicht nicht mehr genügend Zeit, 
um mit schrittchenweisen Verbesserun-
gen der drohenden Katastrophe zu begeg-
nen.

10. Um der Klimakrise zu begegnen, 
ist eine andere, ökosozialistische 
Strategie nötig.
200 Jahre Kapitalismus haben die Welt an 
den Rand des Abgrunds gebracht. Die 
weltweiten ökologischen Bewegungen, 
wie die Klimastreiks und die Massenaktio-
nen des zivilen Ungehorsams gegen kli-
mazerstörende Konzerne, tragen im Kern 
allerdings die Konturen einer nachhaltigen 
und solidarischen Welt. Unsere grosse 
Aufgabe ist es, die verschiedenen sozialen 
Bewegungen hinter Forderungen zu verei-
nen, die im Hier und Jetzt ansetzen und 
einen Weg über die profitgetriebene kapi-
talistische Produktionsweise hinauswei-
sen. Das CO2-Gesetz nützt hierzu nichts.
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